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Politische Gewalt in Latein-
amerika. Vervuert-Verlag,
Frankfurt am Main 2000,
328 Seiten, 58 DM.

Mit den Demokratisie-
rungsprozessen in Latein-
amerika in den achtziger
und frühen neunziger Jah-
ren des zwanzigsten Jahr-
hunderts hat sich die öf-
fentliche Aufmerksamkeit
verstärkt anderen inter-
nationalen Schauplätzen
zugewandt, ohne dass die
politischen, sozialen und
ökonomischen Probleme
im südamerikanischen
Raum gelöst worden wä-
ren. Nach wie vor ist dort
die individuelle und kol-
lektive Gewalt, ob in Form
von Terrorismus, Auf-
standsgewalt, staatlicher
oder parastaatlicher Ge-
walt, endemisch. In dem
jüngst von Thomas Fi-
scher und Michael Kren-
nerich herausgegebenen
Band zur Politischen Ge-
walt in Lateinamerika
werden die unterschiedli-
chen Violenzformen in La-
teinamerika aus drei ver-
schiedenen Perspektiven
untersucht, die – je nach

der wissenschaftlichen
Disziplin der Autoren –
unterschiedlich gewichtet
werden. Erstens geht es
um die Klärung dessen,
was unter politischer Ge-
walt verstanden werden
soll, und um die Beschrei-
bung der verschiedenen
Gewaltformen und ihrer
Entwicklung. Zweitens
um die Aufdeckung der
Hintergründe und Ursa-
chen unterschiedlicher
Gewaltphänomene und
drittens um mögliche For-
men der Auseinanderset-
zung mit dieser Gewalt.
Besonders dieser dritte
Aspekt hebt den Band aus
der Reihe thematisch ähn-
lich gelagerter Publikatio-
nen hervor, insofern als
unterschiedliche Arten
der Auseinandersetzung
mit der violenten Vergan-
genheit des ehemaligen
Regimes dargestellt und
im Hinblick auf die Mög-
lichkeit einer Zivilisierung
von Politik und Gesell-
schaft hinterfragt werden.
Diese Mischung aus De-
skription und theoreti-
scher Reflexion stellt mei-
nes Erachtens die Stärke
des Bandes dar, der ge-
rade wegen des Versuchs,

aus der Fallanalyse oder
dem Vergleich mehrerer
Fälle theoretisch frucht-
bare Hypothesen oder
Schlussfolgerungen abzu-
leiten, nicht nur Latein-
amerikaspezialisten an-
sprechen sollte.

Er wird auch alle Lese-
rinnen und Leser, die sich
für die Probleme politi-
scher Gewalt allgemein
und die gesellschaftliche
Auseinandersetzung mit
politischer Gewalt inter-
essieren. Die Gewalt-
potenziale in Lateiname-
rika, so legen die Beiträge
des Bandes dar, entstehen
aus sehr verschiedenen
Nährböden, doch sie
gründen am allerwenigs-
ten in einer spezifisch la-
teinamerikanischen „Tra-
dition des Autoritaris-
mus“ oder in anthropolo-
gischen Grundlagen.
Wenn politische Gewalt
immer auch Komplexitäts-
reduktion mit der Waffe
ist, wie man in Abwand-
lung einer These des Poli-
tikwissenschaftlers Her-
fried Münkler sagen
könnte, so gelingt es den
Autoren, ein ganzes Ta-
bleau dieser Komplexität
zu entfalten.
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In seinem einführenden
Beitrag umreißt Michael
Krennerich den Rahmen,
in den die Beiträge des
Bandes gestellt werden.
Erwartungsgemäß nennt
er als klassische Formen
politischer Gewalt die
zwischenstaatlichen krie-
gerischen Konflikte wie
auch staatliche und para-
staatliche Gewalt. Wichtig
ist dabei die Feststellung,
dass es auch in den jungen
Demokratien zu Men-
schenrechtsvergehen ge-
kommen ist, was nach wie
vor auf die Schwäche
rechtsstaatlicher, konstitu-
tioneller Verfahren schlie-
ßen lässt. Mehr noch: Die
Gewalt hat sich in vielfäl-
tigsten Formen verselbst-
ständigt und privatisiert
und ist zu einer akzeptier-
ten Ressource der Kon-
fliktaustragung gewor-
den. Einzelne Autoren ge-
hen in ihren Arbeiten den
Erklärungsmustern für
Arten und Ausmaß der
Gewalt nach und prüfen
sie auf ihre Stichhaltigkeit.
Dabei zeigt P. Imbusch,
dass für die Länder des
Cono Sur die ideologische
Konstruktion der „Dok-
trin der Nationalen Sicher-
heit“ häufig dazu diente,
den Staatsterrorismus der
Militärregime zu legiti-
mieren. Ein anderes mög-
liches Erklärungsmoment
sieht Imbusch in der neo-
liberalen Wirtschaftspoli-
tik, welche unter den spe-
zifischen sozio-ökonomi-
schen Bedingungen La-

teinamerikas die politi-
sche Gewalt in der Weise
beförderte, dass die öko-
nomischen Interessen der
Oberschicht massiv gegen
den Widerstand der be-
nachteiligten Gruppen
durchgesetzt wurden und
den Repressionsorganen
vermehrt die Aufgabe zu-
kam, die sozialen Wider-
sprüche durch massive
Gewalt unter Kontrolle zu
halten. M. Schulz testet in
seinem Beitrag zur politi-
schen Gewalt in Mexiko
ebenfalls unterschiedliche
Erklärungsmodelle – ihn
interessieren vor allem die
Ansätze „relativer sozialer
Deprivation“ und der „po-
litischen Gelegenheits-
struktur“ wie auch die Re-
levanz sozialer Netzwerke
oder kommunikative
Praktiken –, wobei er den
Verlauf des Konfliktes in
Chiapas auch aus der Per-
spektive nationaler und
globaler Dynamiken be-
trachtet. Dieser letzte
Aspekt dürfte in einer sich
globalisierenden Welt zu-
künftig noch an Relevanz
gewinnen. Der Paramilita-
rismus in Kolumbien, das
Problem des Terrorismus
in Peru und auch die UN-
Intervention in Haiti ste-
hen im Fokus anderer the-
matisch ähnlich gelagerter
Beiträge.

D. Nolte geht in seinem
Beitrag über den schwieri-
gen Umgang in Demokra-
tien mit den in den ehema-
ligen Diktaturen begange-
nen Menschenrechts-

verletzungen einem Folge-
problem der Gewalt in
Diktaturen nach. Er gibt
einen Einblick in die
Schwierigkeiten der Auf-
arbeitung der Vergangen-
heit als Teilkomponente
des Demokratisierungs-
prozesses. Damit wird ein
Fragenkomplex beleuch-
tet, der – unter den Über-
schriften von „Geschichts-
politik“, „Vergangenheits-
politik“ oder auch „Politik
der Erinnerung“ – seit ei-
niger Zeit im Zentrum his-
torischer, politikwissen-
schaftlicher und soziologi-
scher Untersuchungen
steht. Nolte legt dar, dass
es nicht um die dichoto-
men Weberschen Katego-
rien einer Gesinnungs-
ethik – Menschenrechts-
vergehen müssen um je-
den Preis geahndet wer-
den – oder eine Verant-
wortungsethik – der de-
mokratische Prozess darf
durch eine rigorose Ver-
folgung der Menschen-
rechtsverbrechen nicht ge-
fährdet werden – geht.
Vielmehr tut sich jenseits
eines Nullsummenspiels
von Recht beziehungs-
weise Moral und Politik
ein Bereich auf, in dem die
Auseinandersetzung mit
der Vergangenheit einen
wichtigen Beitrag zur
Neugründung der Demo-
kratie und ihrer Konsoli-
dierung leisten kann. Die-
sen Zusammenhängen
geht auch Thomas Fischer
vergleichend in seinem
Beitrag über die Leistun-
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gen und Schwächen der
Wahrheitskommissionen
in Argentinien, Chile, El
Salvador und Guatemala
nach. Fischers Ergebnisse
laden andere Länderspe-
zialisten dazu ein, Wahr-
heitskommissionen in ih-
ren areas vor dem Hinter-
grund seiner Aussagen zu
überprüfen. Beiträge zur
Justizreform und zur ge-
richtlichen Straflosigkeit
von Menschenrechtsver-
gehen beleuchten die
rechtlichen Probleme, die
sich in diesem Kontext
stellen.

Ohne den anregenden
und informativen Charak-
ter der einzelnen Studien
schmälern zu wollen, sei
zum Schluss auf zwei
Punkte kritisch hingewie-
sen: In einer Reihe von
Beiträgen wird der „Zivil-
gesellschaft“ die Rolle zu-
gewiesen, jene pazifizie-
renden Kräfte zu mobili-
sieren, welche als „Gegen-
gift“ die endemische, un-
kontrollierte Gewalt letzt-

lich einschränken oder
überwinden sollen.

Dabei wird nicht hin-
reichend deutlich, welche
Akteure unter die un-
scharfe Kategorie der Zi-
vilgesellschaft subsumiert
werden können, wie ihre
Stärke einzuschätzen wäre
und woher sie diese bezie-
hen. Die zweite Anmer-
kung bezieht sich auf den
mitunter unreflektierten
Gebrauch des Begriffs der
„Vergangenheitsbewälti-
gung“. So unterschiedlich
die kommemorativen
Praktiken auch immer
sein mögen, in welcher
Form Erinnerung kanoni-
siert und ritualisiert sein
mag, so umstritten ist
auch das Ziel jeder als
„Vergangenheitsbewälti-
gung“ bezeichneten Aus-
einandersetzung mit der
Vergangenheit, deren
grundsätzlich konfliktiven
Charakter Hannah Arendt
bereits vor mehr als vier-
zig Jahren betonte. Sie
schrieb damals: „Wie

schwer es sein muss, hier
einen Weg zu finden,
kommt vielleicht am deut-
lichsten in der gängigen
Redensart zum Ausdruck,
das Vergangene sei noch
nicht bewältigt, und in 
der gerade Menschen 
guten Willens eigenen
Überzeugung, man müsse
erst einmal darangehen,
,die Vergangenheit zu 
bewältigen‘. Dies kann
man wahrscheinlich über-
haupt mit keiner Vergan-
genheit. Das Höchste, was
man erreichen kann, ist zu
wissen und auszuhalten, 
dass es so und nicht an-
ders gewesen ist, und
dann zu sehen und abzu-
warten, was sich daraus
ergibt.“ Aber damit wären
wir bereits mitten in der
Debatte über Gewalt, 
Zivilgesellschaft und 
Vergangenheitsbewälti-
gung, welche durch das
hier rezensierte Buch 
neue und fruchtbare An-
regungen erfahren haben
dürfte.
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Die sogenannte deutsche Frage

Gibt es etwas in der deutschen Geschichte, was diese spezifische Kultur dazu ver-
anlasst hat, sich in die unbezweifelbar systematischste und ausdauerndste Kam-
pagne des Bösen in der modernen Geschichte zu verstricken? Wenn dies der Fall ist,
sollte man die Idee einer Rückbesinnung auf die deutsche Kultur tatsächlich fürch-
ten und bekämpfen und die deutsche Identität lieber verkümmern lassen. Wenn
allerdings die schrecklichen Ereignisse des Dritten Reichs auch anderswo hätten
stattfinden können, müssen wir alle die so genannte deutsche Frage gründlich über-
denken.

Jeremy Rifkin am 18. November 2000 in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung
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